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Vorwort zur neunten Ausgabe

Die  aktuelle  Ausgabe  beschäftigt  sich  vor  dem  Hintergrund  der  Ende  September
stattfindenden  Bundestagswahlen  schwerpunktmäßig  mit  der  rechtspopulistischen
„Alternative für Deutschland“. 
Neben  dem  Aufruf  zu  unserer  Kampagne  „Nein  zur  AfD  –  Nationalismus  ist  keine
Alternative!“ beleuchten wir in einem ausführlichen Artikel die Entstehung und Entwicklung
dieser  Partei,  die  es  in  den  vergangenen Jahren  wie  keine  andere  rechte  Organisation
geschafft hat, Menschen an sich zu binden. In einem weiteren Artikel befassen wir uns mit
den menschenverachtenden Forderungen und Ansichten der AfD vor dem Hintergrund der
Flüchtlingsdebatte. Der Artikel wurde leicht verändert des Heftes „Broschüre zur Kritik der
'Alternative  für  Deutschland'.  Rechtspopulismus  ist  keine  Alternative!“  des  Hamburger
Bündnisses gegen Recht entnommen.
Der Beitrag „Grenzenlose Solidarität: Was tun gegen rassistische Hetze?“ zeigt auf Basis der
Publikation „Die Brandstifter – Rechte Hetze gegen Flüchtlinge“ der Amadeu Antonio Stiftung
Handlungsoptionen gegen rechtes Gedankengut in der Öffentlichkeit auf. 
Zwar wurden einige nicht kommerzielle Hinweise auf linke und alternative Projekte in dieses
Heft aufgenommen, ansonsten verzichten wir in dieser Ausgabe bewusst auf große Bilder für
die einzelnen Beiträge. Dieses Heft ist mit sechszehn Seiten überdurchschnittlich dick und
noch mehr Seiten, die auch höhere Druckkosten bedeuten, können wir uns im Moment nicht
leisten.

Trotzdem wünschen wir euch, wie immer, eine spannenden Lektüre.

Janin Krude und Marko Neumann

Titelbild:  Ein  Wahlplakat  der  rechtspopulistischen
„Alternative für  Deutschland“  (AfD),  das während der
vergangenen  Landtagswahlen  in  Mecklenburg-
Vorpommern kreativ verschönert wurde. Die AfD zog im
September vergangenen Jahres mit über 20 Prozent in
Schweriner Landtag ein.

Eigentumsvorbehalt: Nach  dem  Eigentums-
vorbehalt  ist  diese  Broschüre  solange  Eigentum
Absenders, bis sie der/dem Gefangenen persönlich
ausgehändigt  ist.  »Zur  Habenahme«  ist  keine
persönliche  Aushändigung  im  Sinne  dieses  Vor-
behalts.  Wird die Broschüre der/dem Gefangenen
nicht  persönlich  ausgehändigt,  ist  sie  dem
Absender  mit  dem Grund der  Nichtaushändigung
zurückzusenden.  Wird  die  Broschüre  der/dem
Gefangenen  nur  teilweise  persönlich  ausge-
händigt,  so  sind  die  nicht  ausgehändigten  Teile,
nur  sie,  dem  Absender  mit  dem  Grund  der
Nichtaushändigung zurückzusenden.

Impressum

Herausgegeben vom Infoportal für
antifaschistische Kultur und Politik aus

Mecklenburg-Vorpommern (INO)

V.i.S.d.P.: Janin Krude

Redaktion: Marko Neumann
und Janin Krude

Kontakt: infonordost[ätt]systemausfall.org

Internet: http://www.infonordost.de/

Facebook: facebook.com/portalnordost

Hinweis: Namentlich gekennzeichnete
Beiträge sowie Artikel anderer Gruppen

müssen nicht mit der Meinung der
Redaktion übereinstimmen.

                                                                                                                      Outline



Nein zur „Alternative für Deutschland“:
Nationalismus ist keine Alternative!

Die rechtspopulistische „Alternative für Deutschland“ (AfD) ist in den vergangenen Jahren zunehmend
zum  Sammelbecken  für  rassistische  und  andere  menschenverachtende  Einstellungen  in  der
Bundesrepublik geworden. An vielen Orten ist  die AfD Dreh- und Angelpunkt der neofaschistischen
Rechten geworden. Abgeordnete der AfD verbreiten Nazi-Parolen und hetzen gegen Andersdenkende.
Die AfD ist zu einer ernsthaften Gefahr für all jene geworden, die nicht in ihr rechtes Weltbild passen.

Von der Eurokritik zur Flüchtlingshetze
Die ersten Erfolge konnte die AfD noch mit einem deutlichen Anti-Euro Kurs erzielen. Die AfD stand und
steht jedoch mit ihren wirtschaftspolitischen Forderungen für eine neoliberale Politik, die in die größte
Krise  seit  dem Ende des Zweiten Weltkriegs geführt  hat.  Sie  ist  der  Brandstifter,  der  sich  nun als
Feuerwehr zur Lösung der Krise aufspielen möchte. Die AfD will  weite Teile der Sozialversicherung
privatisieren,  Steuern  für  Reiche  senken  bzw.  ganz  abschaffen  und  die  Staatsfinanzierung
entsolidarisieren. Die AfD ist  keine Interessenvertretung der „einfachen Menschen“,  sondern will  die
neoliberale Politik der aktuellen Regierung fortführen und verschärfen.
Längst hat  jedoch die Flüchtlingsthematik  die Eurokritik  als zentrales Propagandafeld abgelöst.  Mal
mehr, mal weniger verhohlen hetzt die AfD gegen Flüchtlinge und deren Unterstützer*innen. Die AfD
lehnt jeglichen Familiennachzug für Flüchtlinge ab und will  "ausschließlich qualifizierten Zuzug nach
Bedarf zulassen". Darüber hinaus will die AfD eine feste jährliche Abschiebequote einführen und will
„kriminelle Migranten“ ausbürgern.

Von Rechts nach ganz rechts
Seit  ihrer  Gründung  verschiebt  sich  die  politische  Stoßrichtung  immer  weiter  nach  rechts.  Wurde
zunächst der neoliberale Kopf und Mitbegründer der AfD von Frauky Petry, Alexander Gauland und co
aus der Partei verjagt, muss nun Petry selbst um ihre Macht in der Partei fürchten. Der neofaschistische
Flügel um Bernd Höcke, Jörg Meuthen und anderen gewinnt zunehmend an Einfluss in der Partei.

Nationalismus ist keine Lösung!
Extrem rechte Einstellungen sind in der Mitte der Gesellschaft weit verbreitet. Im Herbst 2014 haben
etwa  fünfzehn  Prozent  der  Menschen in  Sachsen,  Sachsen-Anhalt  und  Thüringen  solche  Rechten
gewählt. 
Die rasante Verbreitung menschenfeindlicher Einstellugen sind nicht zuletzt das Ergebnis einer Politik
der beschleunigten Umverteilung des gesellschaftlichen Reichtums von unten nach oben und die damit
einhergehenden  prekären  Beschäftigungsverhältnisse  sowie  die  umsichgreifende  absehbare
Altersarmut.  Der  Staatlich  institutionalisierte  Rassismus  und  die  inhumane  Flüchtlingspolitik  auf
europäischer Ebene geben bei der Suche nach „Schuldigen“ die Richtung vor. 

Aufstehen gegen Rassismus!
Wir wehren uns gegen Mordanschläge und Pogrome gegen Geflüchtete. Mit Aufforderungen wie zum
Schusswaffengebrauch gegen Geflüchtete an der Grenze wird die AfD zum Stichwortgeber für solche
Übergriffe. Wir stehen auf gegen den Rassismus von AfD, NPD, Pegida & Co. Wir erheben unsere
Stimmen, um in die gesellschaftlichen Debatten einzugreifen, gegen rechten Populismus. Wir wenden
uns gegen Obergrenzen und Grenzschließungen, die Wasser auf den Mühlender Rassist*innen wären.
Wir lassen nicht zu, dass Menschen gegeneinander ausgespielt werden. Die bietet keine lebenswerte
„Alternative“ zum Bestehenden, sondern ist eine Gefahr für eine offene und solidarische Gesellschaft.
Wir treten ein für eine sozial gerechte Gesellschaft, in der jeder Mensch nach seinen Fähigkeiten und
Bedürfnissen leben kann.
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Entstehung und Entwicklung der rechtspopulistischen
„Alternative für Deutschland“
Von Franziska Wilke, Janin Krude, Julian Feller und Marko Neumann

Mit  der  rechtspopulistischen  „Alternative  für  Deutschland“  (AfD)  ist  bundesweit  eine
Partei  rechts  der  CDU/CSU  entstanden,  die  in  unzähligen  Kommunal-  und
Landesparlamenten sitzt.  Bei  den vergangenen Europawahlen konnte die Partei  sogar
den Sprung ins Europäische Parlament schaffen. Wie ist diese Partei entstanden und wie
hat sie sich in den vergangenen Jahren entwickelt?

Nachdem in Deutschland bisherige Versuche rechtspopulistischer Parteien, in die Parlamente
einzuziehen, nicht (oder zumindest nicht auf Dauer) erfolgreich waren, ist mit der AfD nun eine
rechtspopulistische  Partei  auf  die  politische  Bühne  getreten,  deren  Chancen  auf  eine
längerfristige  Etablierung  deutlich  besser  stehen.  Ist  diese  Partei  bei  Wahlen  dauerhaft
erfolgreich,  so  ist  auch ein  Rechtsruck  der  so  genannten  politischen Mitte,  wie  in  anderen
Ländern Europas, nicht auszuschließen. [1]
Die  AfD war  in  ihren Anfangstagen  vor  allem eine Euro-kritische Partei.  Sie  setzte  sich  zu
großen  Teilen  aus  liberal-konservativen  Professoren,  Publizisten  und  Wirtschaftsvertretern
zusammen, primär aus der gehobenen Mittelschicht. Die AfD wollte nicht, dass Griechenland mit
deutschem  Geld  vor  der  Pleite  gerettet  würde,  wollte  keine  Milliarden  zur  Bankenrettung
bereitstellen. Sie wünschte sich die D-Mark zurück und hielt mehr auf Gold als auf Papiergeld
und Aktien. Einher mit der Kritik am Euro ging die Kritik an der EU. Die AfD forderte weniger
Einfluss  von  Brüssel  und  wieder  mehr  Entscheidungsgewalt  der  Nationalstaaten.  Das
Gründungsprogramm  beinhaltete  die  Forderung  nach  einer  Neuordnung  des
Einwanderungsrechts. Flüchtlinge waren kaum ein Thema. [2]

Die „Wahlalternative 2013“ und „Freie Wähler“
Im September 2012 gründeten Konrad Adam, Bernd Lucke, Alexander Gauland, Gerd Robanus
und  andere  den  „Verein  zur  Unterstützung  der  Wahlalternative  2013“,  der  sich  zur
Bundestagswahl 2013 den Freien Wählern anschließen wollte.  Im Gründungsaufruf  hieß es:
„Das  Euro-Währungsgebiet  hat  sich  als  ungeeignet  erwiesen.  Südeuropäische  Staaten
verarmen  unter  dem  Wettbewerbsdruck  des  Euro.  Ganze  Staaten  stehen  am  Rande  der
Zahlungsunfähigkeit.“  Die  Bundesregierung habe schon hunderte Milliarden Euro verpfändet
und setze diese Politik auf unabsehbare Dauer fort. [3]
Bei der Landtagswahl in Niedersachsen im Januar 2013 kandidierte Lucke auf einer mit den
Freien  Wählern  gemeinsam  beschlossenen  Landesliste,  die  1,1  Prozent  der  Zweitstimmen
erhielt.  Nach  der  Wahl  beendeten  beide  Partner  infolge  eines  Konflikts  um  den
organisatorischen  und  inhaltlichen  Führungsanspruch  ihre  Zusammenarbeit.  Besonders  die
Freien Wähler in Bayern sind in den Kommunen stark verankert und lehnten die Rückkehr zur
D-Mark ab, die die Wahlalternative bundes- und europapolitisch anstrebte. Der Vorsitzende der
Freien  Wähler,  Hubert  Aiwanger,  sah  ein  geringes  Interesse  der  Wahlalternative  an  den
Kommunen, während Lucke die Freien Wähler außerhalb Bayerns nicht für kampagnenfähig
hielt. [4]

Offizielle AfD Gründung 2013 in Berlin
Am 6. Februar 2013 gründete eine Gruppe aus der Wahlalternative um deren Sprecherrat in
Berlin  die AfD. Zur ersten öffentlichen Versammlung am 11. März 2013 in Oberursel (Taunus)
kamen  mehr  als 1.200  Interessierte.  Beim ersten  AfD-Parteitag  am  14. April  2013  in  Berlin
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wurden Lucke (96 Prozent der Stimmen), Petry (81 Prozent) und Adam (80 Prozent) zu den
Parteisprechern gewählt. Parteisprecher Lucke bezeichnete die AfD als „Partei neuen Typs“, die
„weder links noch rechts“ sei und keinen „ideologischen Wegweiser“ brauche. Hingegen sei die
Einbindung rechter Protestwähler eine der Funktionen der AfD. Es bestehe sonst die Gefahr,
dass enttäuschte Wähler nur aus Protest extremistische Parteien wählten. [5]
Am  14.  April  2013  -  nur  fünf  Monate  vor  der  nächsten  Bundestagswahl  -  fand  der
Gründungsparteitag  der  Alternative  für  Deutschland  (AfD)  in  Berlin  statt.  Dort  wählten  die
Mitglieder  einen  Vorstand,  verabschiedeten  eine  Satzung  und  ein  vorläufiges  Programm.
Innerhalb  weniger  Wochen  wurde  eine  komplette  Parteistruktur  mit  Landesverbänden
geschaffen und Landeslisten für die Bundestagswahl aufgestellt. Ebenso gelang es der neuen
Partei, die für die Zulassung zur Wahl erforderlichen Unterschriften zu sammeln, so dass einer
Wahlteilnahme nichts im Wege stand. Am Ende konnte sich die AfD in allen Bundesländern und
in 158 der 299 Wahlkreise mit Kandidaten an der Bundestagswahl beteiligen, bei der sie mit 4,7
Prozent der Zweitstimmen nur knapp an der Fünfprozenthürde scheiterte und den Einzug in den
Bundestag verpasste. An Landtagswahlen beteiligte sie sich 2013 noch nicht. [6]

Flügelbildung und innerparteilicher Zwist
Ersten innerparteilichen Streit gab es bereits im Frühjahr 2014, so richtig los ging es dann Ende
des Jahres.  Angesichts der stark steigenden Flüchtlingszahlen rückte das Thema Asylpolitik
mehr und mehr in den Vordergrund. Anfang 2015 verabschiedete der Bundesvorstand ein 32
Seiten dickes Strategiepapier, in dem der Asylpolitik und dem Kampf gegen den Islamismus viel
Platz eingeräumt wurde. Eine inhaltliche Wende - die Professoren, Ökonomen und Publizisten
aus  dem  liberal-konservativen  Bürgertum  verloren  mehr  und  mehr  ihren  innerparteilichen
Einfluss. [7]
In  der  AfD  entstanden  Flügelstrukturen.  Nachdem  in  den  Landesverbänden  schon  2013
Arbeitskreise verschiedener Ausrichtung etabliert worden waren, gründete sich Anfang 2014 in
Abgrenzung zu christlich-nationalen Positionen um Beatrix von Storch die Plattform KOLIBRI –
Konservative  und  Liberale  in  der  AfD.  Daneben  existieren  ein  Arbeitskreis  Christen  in  der
Alternative  für  Deutschland,  der  in  seiner  Grundsatzerklärung  Schwangerschaftsabbrüche,
Sterbehilfe sowie die Gleichstellung gleichgeschlechtlicher Lebenspartnerschaften mit der Ehe
ablehnt,  und  ein  Bundesarbeitskreis  Homosexuelle  in  der  AfD,  der  sich  für  die  völlige
Gleichstellung Homosexueller einsetzt. [8]

Europawahl 2014
Im Januar 2014 wählte die Partei auf einem Parteitag in Aschaffenburg Bernd Lucke zu ihrem
Spitzenkandidaten für die Europawahl im Mai 2014. Auf die nachfolgenden Listenplätze wurden
Hans-Olaf Henkel, Bernd Kölmel, Beatrix von Storch, Joachim Starbatty und Ulrike Trebesius
gewählt. Auf einem weiteren Parteitag in Berlin wurden die restlichen Listenplätze von sieben
bis  28  gewählt.  Vor  der  Europawahl  2014  wurde  der  AfD-Wahlkampf  bundesweit  vom
linkspolitischen Netzwerk Blockupy und von antifaschistischen Gruppen massiv gestört. Die AfD
erreichte 7,1 % der Stimmen und zog mit sieben Abgeordneten in das Europäische Parlament
ein. Ebenfalls schaffte sie am Tag der Europawahl bei den Kommunalwahlen in zehn deutschen
Ländern  den  Einzug  in  verschiedene  Kommunalparlamente.  Ihr  bestes  landesweites
Kommunalergebnis  erzielte  die  Partei  in  Sachsen.  Nach  eigenen  Angaben wurden  bei  den
Kommunalwahlen  in  den  zehn  Ländern  485  Mandatsträger  gewählt,  die  in
Gemeindevertretungen, Kreistagen, Vertretungen in den jeweiligen kreisfreien Städten sowie in
den Bezirkstag Pfalz einzogen. [9]
Nach  der  Europawahl wurde  die AfD mit  29 zu 26 Stimmen in die Fraktion  der  Europäischen
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Konservativen  und  Reformer  (EKR)  im  Europaparlament  aufgenommen.Der  britische
Premierminister David Cameron hatte die Europaabgeordneten seiner Partei aufgefordert, den
Antrag  der  AfD  abzulehnen,  da  Bundeskanzlerin  Angela  Merkel  die  Aufnahme  einer
konkurrierenden  Partei  als  „feindlich“  auffassen  und  sich  die  Aufnahme  negativ  auf  das
Verhältnis zwischen Großbritannien und Deutschland auswirken würde. Laut einem Bericht des
Spiegels hatte Bundeskanzlerin Merkel vergeblich versucht, die Aufnahme zu verhindern, um
die AfD politisch nicht weiter aufzuwerten. [10]

Weiterer Rechtsruck in der Partei & Abspaltung der ALFA
Im März  2015 initiierten Björn Höcke (Thüringen)  und André Poggenburg (Sachsen-Anhalt),
gegen den Kurs des Parteivorstands, die Erfurter Resolution,  in der sie eine konservativere
Ausrichtung der Partei fordern. Sie gaben sich und ihrem Umfeld den Namen "Der Flügel" und
bezeichnen  die  Erfurter  Resolution  heutzutage  auf  ihrer  Internetpräsenz  als  „die
Gründungsurkunde“  ihrer  Parteiströmung.  In  der  Erfurter  Resolution  schreiben  sie,  viele
Unterstützer  verstünden  die  Partei  „als  Bewegung  unseres  Volkes  gegen  die
Gesellschaftsexperimente  der  letzten  Jahrzehnte  (Gender-Mainstreaming,  Multikulturalismus,
Erziehungsbeliebigkeit usf.)“ sowie als „Widerstandsbewegung gegen die weitere Aushöhlung
der Souveränität und der Identität Deutschlands“. Die Resolution kritisierte unter anderem mit
Bezügen zu PEGIDA, die Partei habe „sich von bürgerlichen Protestbewegungen ferngehalten
und in vorauseilendem Gehorsam sogar distanziert,  obwohl sich tausende AfD-Mitglieder als
Mitdemonstranten  oder  Sympathisanten  an  diesen  Aufbrüchen  beteiligen“.  Wenig  später
veröffentlichte Hans-Olaf  Henkel  gemeinsam mit  drei  weiteren Europaabgeordneten eine als
Deutschland-Resolution bezeichnete Gegenerklärung und warf den Initiatoren zudem vor, die
Partei  spalten  zu  wollen.  Bis  zum  25.  März  2015  hatten  laut  Initiatoren  über  1600
Parteimitglieder  die  Erfurter  Resolution  unterzeichnet,  darunter  Vorstandsmitglied  Alexander
Gauland (Brandenburg). [11]
Nach  einem  monatelangen  innerparteilichen  Machtkampf  wählte  der  Mitgliederparteitag  in
Essen Frauke Petry am 4. Juli 2015 in einer Kampfabstimmung anstelle von Bernd Lucke zur
ersten  Parteisprecherin.  Petry  erhielt  60  Prozent,  Lucke  38,1  Prozent  der  Stimmen.  Jörg
Meuthen  wurde  als  zweiter  Parteisprecher  gewählt.  Die  Ablösung  Luckes  wurde  von
Politikwissenschaftlern  als  Rechtsruck  und  Sieg  des  nationalkonservativen  über  den
wirtschaftsliberalen Parteiflügel eingestuft. [12]
Laut  Petry  war  der  Parteitag  ein  Befreiungsschlag,  der  die  Partei  von  einem
selbstzerstörerischen Machtkampf erlöste. Die Partei werde jetzt wieder befriedet. Am Kurs der
Partei werde sich jedoch unter dem neuen Vorstand nichts ändern. Wichtigstes Thema bleibe
die Kritik  an der Euro-Rettungspolitik  und nicht  die Flüchtlings-  und Asylpolitik.  Unverändert
wichtige  Themen  blieben  der  Einsatz  für  mehr  direkte  Demokratie,  die  Förderung  von
Mittelstand  und  Familien  und  die  Sozial-  und  Wirtschaftspolitik.  Lediglich  in  Bezug  auf  die
Reform der Europäischen Union könne es Veränderungen geben. Der neue Vorstand  sehe sich
näher bei der britischen Regierung als bei der Bundesregierung. [13]
In der Folge trat Lucke aus der Partei aus und gründete am 19. Juli 2015 die Partei „Allianz für
Fortschritt und Aufbruch“ (ALFA), der sich viele ehemalige AfD-Mitglieder anschlossen, darunter
fünf  Abgeordnete  des  EU-Parlaments,  drei  der  Bremischen  Bürgerschaft  und  einer  des
Thüringischen Landtags. Nachdem AfD-Mitglieder nach Angaben der Parteispitze viele Fragen
zum  Umgang  mit  der  neu  gegründeten  ALFA gestellt  hatten,  wurden  sie  Ende  Juli  2015
aufgefordert, die neue Partei zu ignorieren, um sie nicht aufzuwerten. [14]
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Ausschluss aus der EKR
Nachdem die Europaabgeordnete Beatrix von Storch im Januar 2016 den Schusswaffeneinsatz
gegen Flüchtlinge befürwortet hatte, wurden die AfD-Abgeordneten im Europaparlament im März
2016 aufgefordert, die Fraktion der Europäischen Konservativen und Reformer (EKR) zum 31. März
2016  zu  verlassen.  Sollten  sie  dies  nicht  tun,  werde  die  Fraktion  einen  formalen  Ausschluss
beantragen. Die Austrittsaufforderung geht auf die Initiative des niederländischen Christdemokraten
Peter van Dalen zurück. Am 8. April 2016 verließ Beatrix von Storch daraufhin die Fraktion der EKR
und trat in die Fraktion Europa der Freiheit und der direkten Demokratie (EFDD) ein. Drei Tage
später  wurde Marcus Pretzell  aus der  Fraktion ausgeschlossen.  Am 1.  Mai  2016 trat  er  in  die
Fraktion Europa der Nationen und der Freiheit ein. [15]

Stuttgarter Grundsatzprogramm
Die AfD verabschiedete auf dem Mitgliederparteitag in Stuttgart Anfang Mai ein Grundsatzprogramm
basierend auf einem Programmentwurf, der in mehreren Arbeitsgruppen und unter Beteiligung von
etwa 1000 Mitgliedern entstanden war. [16]
Die  AfD  sieht  sich  als  Widerstandbewegung  zum  Polit-Establishment.  Sie  agiere  von  einem
"antiparlamentarischen Affekt" aus, erklärt der Politikwissenschaftler Samuel Salzborn im Gespräch
mit tagesschau.de. Parteien wie die AfD wollten oft keine Politik machen, die tatsächliche Probleme
löse. "Sie wollen das Parlament nutzen, um ihre antiparlamentarische Rhetorik und ihre Agitationen
gegen die repräsentative Demokratie platzieren zu können." [17]
In den Wahlprogrammen der AfD gibt es allerdings regional deutliche Unterschiede. Während sich
die Partei in den westdeutschen Bundesländern Baden-Württemberg und Rheinland-Pfalz vor der
Landtagswahl eher gemäßigt gibt, schlägt sie in Sachsen-Anhalt deutlichere Töne an. Dort heißt es,
"eine  multikulturelle  Gesellschaft  gefährdet  die  Demokratie",  die  "ungezügelte
Masseneinwanderung"müsse sofort gestoppt werden, und der Islam gehöre nicht zur deutschen
Identität.  Die AfD in Sachsen-Anhalt will  klassisch-preußische Tugenden an Schulen lehren und
dadurch Nationalidentität stiften. Die Wahlforscher der Otto-Brenner-Stiftung nennen das Programm
"völkisch-nationalistisch". [18]
Das  verpöhnte  "Multikulti",  also  das  Zusammen-  und  Nebeneinanderleben  unterschiedlicher
Kulturen in Deutschland, ist für die AfD gescheitert und steht im Widerspruch zu deutscher Identität.
Manche sehen diese auch schon durch die EU oder eine von oben verordnete Verwestlichung
bedroht,  die  ihren  Anfang  nach  dem  Zweiten  Weltkrieg  mit  der  alliierten  Besatzung
Westdeutschlands nahm. So schrieb der Vizevorsitzende Alexander Gauland im September 2015 in
einem Gastbeitrag  für  die  "Junge  Freiheit":  "Europa  ist  eben  kein  Schmelztiegel  wie  Amerika,
sondern ein  Kontinent  vieler  unterschiedlicher  Nationen,  Kulturen und Sprachen."  Ziel  muss es
demnach offenbar sein, diese zu konservieren und keine Einflüsse von außen zuzulassen. [19]
Insgesamt spiegelt das Grundsatzprogramm gegenüber den Politischen Leitlinien, eine deutliche
Verschiebung des politischen Einflusses vom liberal-konservativen hin zum national-konservativen
Parteiflügel  wider.  Die  Alternative  für  Deutschland  hat  sich  damit  anderen  rechtspopulistischen
Parteien  in  Europa,  die  inzwischen  offen  als  politische  Verbündete  und  Gesinnungsgenossen
betrachtet werden, in ihren politischen Inhalten deutlich angenähert. Diese Tatsache kommt auch
darin zum Ausdruck, dass der AfD-Abgeordnete im Europäischen Parlament, Marcus Pretzell, sich
der im Sommer 2015 neu gegründeten Fraktion "Europa der Freiheit und der Nationen", der unter
anderem die österreichische FPÖ, die niederländische PVV und der französische Front National
angehören,  angeschlossen  hat.  Auch  hinsichtlich  der  Taktik,  mit  gezielten  rhetorischen
Tabubrüchen,  das heißt  rassistisch oder islamfeindlich gefärbten Äußerungen,  die anschließend
wieder mehr oder weniger klar dementiert werden, scheinen sich einige AfD-Politiker wie etwa der
brandenburgische Landesvorsitzende Alexander Gauland immer öfter an den rechtspopulistischen
Vorbildern anderer Länder zu orientieren. [20]

6   Outline



Fußnoten:
[1] http://www.keine-stimme-den-nazis.org/images/PDF/afd-brosch%FCre%202015.pdf
[2] http://www.mdr.de/nachrichten/politik/inland/afd-bund-portraet-100.html
[3] https://de.wikipedia.org/wiki/Alternative_f%C3%BCr_Deutschland#Geschichte
[4] https://de.wikipedia.org/wiki/Alternative_f%C3%BCr_Deutschland#Geschichte
[5] https://de.wikipedia.org/wiki/Alternative_f%C3%BCr_Deutschland#Geschichte
[6] http://www.bpb.de/politik/grundfragen/parteien-in-deutschland/211108/afd
[7] http://www.mdr.de/nachrichten/politik/inland/afd-bund-portraet-100.html
[8] https://de.wikipedia.org/wiki/Alternative_f%C3%BCr_Deutschland#Geschichte
[9] https://de.wikipedia.org/wiki/Alternative_f%C3%BCr_Deutschland#Geschichte
[10] https://de.wikipedia.org/wiki/Alternative_f%C3%BCr_Deutschland#Geschichte
[11] https://de.wikipedia.org/wiki/Alternative_f%C3%BCr_Deutschland#Geschichte
[12] https://de.wikipedia.org/wiki/Alternative_f%C3%BCr_Deutschland#Geschichte
[13] https://de.wikipedia.org/wiki/Alternative_f%C3%BCr_Deutschland#Geschichte
[14] https://de.wikipedia.org/wiki/Alternative_f%C3%BCr_Deutschland#Geschichte
[15] https://de.wikipedia.org/wiki/Alternative_f%C3%BCr_Deutschland#Geschichte
[16] https://de.wikipedia.org/wiki/Alternative_f%C3%BCr_Deutschland#Geschichte
[17] http://www.mdr.de/nachrichten/politik/inland/afd-bund-portraet-100.html
[18] http://www.mdr.de/nachrichten/politik/inland/afd-bund-portraet-100.html
[19] http://www.n-tv.de/politik/Wo-die-AfD-die-deutsche-Identitaet-ausgraebt-article17658701.html
[20] http://www.bpb.de/politik/grundfragen/parteien-in-deutschland/211108/afd
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Rechtspopulismus ist keine Alternative: Die
Flüchtlingspolitik der „Alternative für Deutschland“

Der  Diskurs  um  Einwanderung  in  Deutschland  ist  seit  spätestens  2013  wieder
wahrnehmbar. Im Zuge des Arabischen Frühlings 2011 sowie den damit einhergehenden
gesellschaftspolitischen Umbrüchen und Bürgerkriege im Nahen Osten und Nordafrika
sind  –  zusätzlich  zu  den  anderen  flüchtenden  Menschen  –  jährlich  mehrere
hunderttausend Menschen auf der Flucht und machen sich auf den lebensgefährlichen
Weg nach Europa. 

Deutschland  nimmt  in  Relation  zu  anderen  EU-Staaten  deutlich  weniger  Flüchtlinge  auf,
dennoch sind die  absoluten Zahlen in  den vergangenen Jahren gestiegen.  Dies wurde u.a.
dadurch sichtbar, dass in den vergangenen Jahrzehnten nach der fast gänzlichen Abschaffung
des  deutschen  Asylrechts  und  den  Dublin-Verordnungen  einerseits  die  Anzahl  der  nach
Deutschland  flüchtenden  Menschen  kleiner  geworden  ist  und  andererseits  die  Kapazitäten,
Menschen  Unterstützung  bieten  zu  können,  deutlich  abgebaut  wurden.  Der  Staat  ist  nicht
adäquat auf die steigenden Zahlen vorbereitet gewesen, obwohl die prekären finanziellen Mittel
für Unterbringungen seit Langem von Flüchtlingsinitiativen kritisiert wurden.

Von „Besorgten BürgerInnen“ und NeofaschistInnen
Vermehrt protestieren AnwohnerInnen und BürgerInnen im Schulterschluss mit Personen aus
Spektren von der Neuen Rechten bis zu eindeutigen Neonazis gegen neue Heime. Der Umgang
der  etablierten  Politik  reicht  von  der  Unterstützung  von  Willkommens-Initiativen  bis  hin  zur
Aufnahme  rassistischer  Argumentationen.  Vor  diesem  Hintergrund  –  von  lokalen
Kristallisationspunkten  über  bundespolitische  Verantwortungslosigkeit  hinsichtlich  der
Unterbringungen – sind die Diskussionen um Einwanderung und Geflüchtete zu bewerten. Die
aktuellen  Zahlen  flüchtender  Menschen  und  Asylsuchender  sind  allerdings  trotz  der  letzten
Entwicklungen keine Überraschung und in ihrer Entwicklung bereits seit geraumer Zeit absehbar
gewesen.
Der Tatsache, dass rassistische Einstellungen in der Gesellschaft weit verbreitet sind, ist sich
auch die (extreme) Rechte bewusst. Seit Jahren wird unter dem Deckmantel der Islam-Kritik
versucht, den gesellschaftlichen Resonanzboden für antimuslimischen Rassismus zu bereiten.
In  anderen  europäischen  Ländern  ist  dieser  seit  über  zehn  Jahren  bereits  Kernthema von
rechten  Parteien  und  bietet  in  Kombination  mit  einem  rechtspopulistischen  Politikstil  gute
Aussichten auf Wahlerfolge. Erfolgsbeispiele dafür sind das Referendum gegen den Bau von
Minaretten  der  Schweizerischen  Volkspartei  und  die  Wahlergebnisse  der  niederländischen
Partei für die Freiheit um Geert Wilders.
Ein Nebeneinander von „Rechtsextremismus“ und „Rechtspopulismus“ als zwei verschieden von
einander abzugrenzende politische Kategorien ist dagegen wenig hilfreich. Die gemeinsamen
inhaltlichen und strategischen Bezugspunkte lässt eine solche Trennung außer Acht. Vielmehr
kann „die Hinwendung zu den inhaltlichen Maßgaben rechter Ideologie und deren Parameter,
Spannbreite  und  öffentliche  Artikulationsformen  hilfreich  sein“,  so  Rechtspopulismusforscher
Alexander Häusler. Rechtspopulismus könne folglich als rhetorisches Instrument innerhalb des
rechten Spektrums gelten.  Diese spezifische Politikform beinhalte Identifikationsangebote als
„Anwalt  des  Volkes“  bzw.  „des  kleines  Mannes“,  geknüpft  an  einen  Außenseiter-  und
Opferstatus.  Damit  einher  gehen  die  gegensätzlichen  Identitäten  von  „Volk  versus  Elite“,
„Fleißige versus Faule“, „Heimische versus Fremde“ und „Ehrliche versus Korrupte“. Auch wenn
es  Ähnlichkeiten  gibt,  bestehen Unterschiede  zwischen den  neofaschistischen  Gruppen  und
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rechtspopulistisch modernisierten rechten Parteien. Zentrale Differenz dabei ist das Verhältnis
zur Demokratie, welche im (Neo-) Faschismus offen abgelehnt wird und die durch die „völkische
Revolution“  abgeschafft  werden  soll,  dem  entgegen  im  Rechtspopulismus  eine  taktische
Befürwortung direkter Demokratie steht. 

Die Opferinszenierung der AfD
Die AfD verwendet seit ihrer Gründung rechtspopulistische Inszenierungsformen und wird dafür
sowie für die rassistischen Äußerungen und extrem rechten Verbindungen ihrer Mitglieder von
verschiedenen  Medien  immer  wieder  als  rechtspopulistische  Partei  gelabelt.
ParteifunktionärInnen widersprechen dem und versuchen sich hiervon zu distanzieren. Anstelle
dessen sei sie die „Partei der kleinen Leute“. Die AfD geriert sich gleichzeitig als Außenseiterin
und  Opfer  der  etablierten  Politik  und Medien.  Sie  inszeniert  den vermeintlichen Tabubruch,
indem sie meint die „Wahrheit“ über bestimmte Themen zu vertreten. So würden grundlegende
Probleme durch eine „Politikerkaste“ verschwiegen, welches ebenso für die Medien gelte, die
sich dieser angenähert hätten, und mittels „political correctness“ sogar durch die „Tabuisierung
ganzer  Themenfelder  Denkverbote“  schaffe.  Die  etablierte  Politik  und  Medien  werden  als
Feindbild  konstruiert,  anstatt  komplexe  wirtschaftliche  und  gesellschaftspolitische
Zusammenhänge zu erklären. Mit dem Einnehmen dieser AußenseiterInnenrolle als „Anwältin
der kleinen Leute“ werden klassische Identifikationsfiguren des Rechtspopulismus genutzt, mit
dem  Ziel  eine  Identifizierung  von  potentiellen  WählerInnen  und  SympathisantInnen  mit  der
Partei zu erreichen. Dies gilt ebenfalls für den Tabubruch entgegen der „political correctness“,
frei  nach einer „das wird man ja wohl  noch sagen dürfen“-  Attitüde.  Konkret  bedeutet  dies,
sexistische, rassistische und sozialdarwinistische Stammtischparolen politisch zu rehabilitieren,
um damit  gesellschaftliche Ressentiments zu kanalisieren und anzusprechen.  Die einfachen
Erklärungs- bzw. Schuldzuweisungen finden sich nicht nur im Dualismus „Volk versus Elite“,
sondern  setzen  sich  ebenso  fort  in  den  Unterscheidungen  „Fleißige  versus  Faule“  und
„Heimische versus Fremde“.
Angesichts  der  politischen  Einstellungen  der  AfD-Mitglieder  verwundert  die  Verwendung
rechtspopulistischer  Agitation  kaum.  In  der  neusten  sog.  Mitte-Studie  der  Friedrich-Ebert-
Stiftung  „weisen  die  politischen  Einstellungen  der  AfD-Sympathisanten  im  Vergleich  zur
Gesamtstichprobe einen erhöhten Chauvinismus und eine stärkere Verharmlosung der NS-Zeit
auf:  Nach  jenen,  die  die  NPD  präferieren,  zeigen  sich  in  der  AfD-Anhängerschaft  die
zweihöchsten Zustimmungswerte zu Ausländerfeindlichkeit, Chauvinismus und Verharmlosung
des Nationalsozialismus. Auch die Abwertung von Homosexuellen und die generelle Kritik an
Politikern  ist  überdurchschnittlich,  ebenso  die  Befürwortung  von  Etabliertenvorrechten.  Eine
Anti-Europa-Haltung ist deutlicher ausgeprägt als bei anderen.“ Vor diesem Hintergrund sind die
zahlreichen  rassistischen  Äußerungen  und  extrem  rechten  Verbindungen  sicher  nicht  als
Einzelfälle  zu  deuten,  sondern  Ausdruck  einer  sich  konstituierenden  (noch)  heterogenen
Rechtsaußenpartei.  Das  beschriebene  Wettern  gegen  „das  Establishment"  aus  Politik  und
Medien und die „Political Correctness“ scheint gemeinsamer Nenner der Mitglieder zu sein und
ermöglicht auch die Integration extrem rechter Positionen. Im Hinblick auf Agitationsversuche,
die auf einen antimuslimischen Rassismus abzielen, ist das bekannteste Beispiel die sächsische
AfD.  Diese  will  dem  Vorbild  der  Schweizer  Volkspartei  folgend  „Volksabstimmungen  über
Moscheebauten mit Minaretten“ einführen.

Bundesweite Diskursverschiebung nach rechts
Fest  zu  stellen  bleibt,  dass  die  Entwicklung  der  Diskurse  um  Einwanderung  und
„Armutsmigration“ ganz im Sinne des AfD-Parteiprogramms sind. So spricht sich die Partei zwar
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für  „ein  offenes  und  ausländerfreundliches  Deutschland“  aus  und  will  die  „Hilfe  für
Kriegsflüchtlinge“  stärken.  Sie  knüpft  dies  allerdings  an  zahlreiche  Bedingungen  und  die
Prämisse, dass Deutschland dadurch keinen wirtschaftlichen Schaden nehmen dürfe. Folglich
wird  unterschieden in  Kriegsgeflüchtete und MigrantInnen,  die  aufgrund von wirtschaftlichen
Gründen kommen würden.  Entsprechend war  ihr  EU-Wahlkampfslogan:  „Wir  sind  nicht  das
Weltsozialamt“. Lediglich MigrantInnen die sich als wirtschaftlich nützlich erweisen, Steuern und
Sozialversicherungsbeiträge zahlen, soll der Aufenthalt genehmigt werden. Diejenigen, die diese
Bedingungen  nicht  erfüllen,  gehörten  zeitnah  abgeschoben.  Ebenso  gelte  es  die  bisherige
europäische Grenzpolitik, die seit Jahren politisch höchst umstritten ist, auszuweiten mit dem
Ziel, nur die wirtschaftlich gewinnbringenden MigrantInnen in Deutschland aufzunehmen. Damit
vertritt die AfD einerseits die „Sozialschmarotzer“- These und andererseits eine Einwanderungs-
und Asylpolitik, die nach ökonomischer Verwertung von MigrantInnen selektiert. Die Annahme,
ein Großteil der Menschen würde nach Deutschland flüchten, um von Sozialleistungen zu leben,
wird den komplexen politischen und wirtschaftlichen Zusammenhängen für Flucht nicht gerecht.
Gleichzeitig  impliziert  diese  Rhetorik  der  „ArmutsmigrantInnen“  antiziganistische  und
rassistische Zuschreibungen. 
Das  gesellschaftliche  Potential  für  Ideologien  der  Ungleichwertigkeit  ist  groß.  Durch  die
aktuellen Thematisierungen in den Diskursen um Einwanderung ist es möglich, dieses Potential
politisch zu nutzen. An sich bedarf es dafür nicht einmal einer rechtspopulistischen Partei – dies
machen auch andere. Die Unterschiede in der Position und Agitation hinsichtlich Einwanderung
scheinen zwischen ChristdemokratInnen und AfD gering. Wesentlicher Unterschied ist dennoch,
dass die AfD nicht nur rechtspopulistische Vorurteile taktisch aufgreift, sondern diese Positionen
politisch kanalisieren und organisieren will. Dafür nutzt sie rechtspopulistische Strategien, um
zum  einem  ein  breites  Spektrum  anzusprechen  und  zum  anderen  sich  als  Tabubrecherin
gegenüber  den  "Altparteien"  zu  inszenieren.  Die  Affinität  zu  rassistischen  und
sozialchauvinistischen  Positionen  spiegelt  sich  in  ihrer  AnhängerInnenschaft  wider.  Offen
antimuslimischen Rassismus zu propagieren, wie andere europäische rechte Parteien es tun,
vermeidet  sie  aufgrund  parteiinterner  Heterogenität  und  zu  erwartender  gesellschaftlichen
Ächtung.  Stattdessen  wird  auf  einen  Verwertungsrassismus  gesetzt,  der  ohne  eindeutige
rassistische  Zuschreibungen  der  „Anderen“  auskommt  und  es  schwieriger  macht,  ihn  als
solchen  zu  erkennen.  Dementsprechend  besteht  eine  hohe  Anschlussfähigkeit  an
gesellschaftlich akzeptierte, auf ökonomische Verwertung abzielende Argumentationen, die im
Kern nicht weniger rassistisch sind, nur weil sie aus der vermeintlichen Mitte der Gesellschaft
geäußert  werden.  Eine  Kritik  an  der  AfD  kann  also  nicht  geleistet  werden,  ohne  auf  die
gesellschaftliche  Verankerung  von  Ideologien  der  Ungleichwertigkeit  zu  verweisen.  Die
politische  Organisierung  rassistischer  Einstellungen  und  die  Rehabilitation  von
Stammtischparolen als Sagbares können einen gesellschaftlichen Rechtsruck bewirken. In der
Konsequenz würden Ausgrenzungen und Übergriffe gegenüber denjenigen zunehmen, die nicht
in das Deutschland der AfD passen. 

Als  Grundlage  für  diesen  Beitrag  diente  des  Heftes  „Broschüre  zur  Kritik  der  'Alternative  für
Deutschland'. Rechtspopulismus ist keine Alternative!“ des Hamburger Bündnisses gegen Rechts.
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Grenzenlose Solidarität:
Was tun gegen rassistische Hetze?

Was tun, wenn sich Protest gegen eine Flüchtlingsunterkunft im eigenen Stadtteil regt?
Wenn sich Bürger*inneninitiativen gründen, die Vorurteile und Scheinargumente in die
öffentliche Debatte um eine Flüchtlingsunterkunft tragen? Was tun, wenn Neonazis ihre
rassistische Propaganda konkret gegen Flüchtlinge lenken? Folgend bekommt ihr einige
Handlungstipps für den Umgang mit Hetze gegen Geflüchtete.

Gemeinsam, nicht alleine, handeln!
Eine  Zusammenarbeit  verschiedener  Initiativen,  Parteien,  Kultureinrichtungen,  Vereinen  und
anderen  zivilgesellschaftlichen  Gruppen  erleichtert  in  jedem  Fall  die  Durchführungen  von
Aktionen  und  ermöglicht,  dass  Antirassismus  flächendeckend  verankert  werden  kann.
Gemeinsame Kampagnen, Feste,  Presseerklärungen usw. können eine Einheit  schaffen,  die
sich  klar  gegen  Rassismus  positioniert.  Darüber  hinaus  ist  die  Vernetzung  mit  bereits
bestehenden Flüchtlingsräten und antirassistischen Initiativen empfehlenswert.

„Wissen ist Macht“: aufklären und informieren
Viele  Vorurteile  bauen auf  Unwissen oder  Fehlinformationen auf.  Daher  ist  es  wichtig,  sich
selbst  zu  informieren  und  andere  über  die  Situation  von  Geflüchteten,  über  Strategien  der
Neofaschist*innen  und  rassistische  Wirkungsweisen  aufzuklären.  Damit  bestehende
Unsicherheiten und Unwissen nicht durch Nazis beantwortet werden können, muss Rassismus
auf anderen Ebenen thematisiert und abgebaut werden.

Baut  Kontakt  zu  Geflüchteten  auf. Der  einfachste  Weg,  gegen  die  Ausgrenzung  von
Flüchtlingen aktiv zu werden und Flüchtlinge effektiv zu unterstützen, ist, in direkten Kontakt zu
treten. Ein freundlicher Besuch in der Unterkunft schafft die Gelegenheit, sich kennenzulernen
und die Bedürfnisse der Bewohner*innen zu erfahren.

Die Situation der Geflüchteten ist entscheidend. Auch wenn es wichtig ist, auf rassistische
Stimmen  und  Proteste  zu  reagieren,  sollte  man  nicht  bei  den  „Sorgen  und  Ängsten“  der
Bürger*innen  hängen  bleiben,  sondern  den  Blick  auf  die  Geflüchteten  selbst  lenken.  Eine
genaue Betrachtung der Situation von Flüchtlingen kann schon helfen, vorherige Vorurteile zu
widerlegen.

Rassistische  und  neofaschistische  Strategien  erkennen. Nazis  knüpfen  an  aktuelle,
gesellschaftlich relevante Themen an, um rassistische, oder demokratiefeindliche Botschaften
zu setzen. Durch genaues Hinschauen können solche Muster jedoch schon frühzeitig erkannt
werden. Es lohnt ein Blick dahingehend, was im Vordergrund der Kampagne steht: Geht es um
die Situation der davon Betroffenen – oder um den eigenen „Heimatbezug“ und vorgefertigte,
populistisch aufgeladene Meinungen?

Nazis  und  andere  Rassist*innen  ausschließen. Überzeugte  Neonazis  haben  ein
geschlossenes  ideologisches  Weltbild,  dem  nicht  einfach  mit  sachlichen  Argumenten
entgegengetreten werden kann. Zudem zeichnet sich die Strategie von Nazis nicht dadurch aus,
mit Diskussionen ihre Meinung voran zu bringen, sondern durch Wortergreifungsstrategien und
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propagandistische Meinungsmache ihre rassistischen Ansichten zu verbreiten. Deshalb ist es
wichtig,  eindeutig  nazistische  und  andere  rassistische  Akteur*innen  von  vorneherein
auszuschließen und sich nicht auf eine Debatte mit Neonazis einzulassen.

Handlungsmöglichkeiten im World  Wide  Web. Gründet  sich  bei  Facebook  oder  anderen
sozialen Netzwerken eine Seite oder Gruppe mit rassistischen Inhalten, so gibt es immer die
Möglichkeit,  diese zu melden.  Darüber  hinaus ist  es  wichtig,  eine Präsenz zu schaffen,  die
Gegenstimmen sichtbar macht und Rassismus ächtet. So haben beispielsweise als Reaktion
auf die Seite der „Bürgerinitiative Marzahn-Hellersdorf“ Flüchtlingsunterstützer*innen die Seite
„Hellersdorf hilft“ ins Leben gerufen.

Weitere Informationen zu dieser Thematik gibt es in der Publikation „Die Brandstifter – Rechte Hetze
gegen Flüchtlinge“ der Amadeu Antonio Stiftung.
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